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1  Hintergrund 

Am 23. September 2012 wurde über die Volksinitiative „Sicheres Wohnen im Alter“ abge-
stimmt. Die Initiative sah vor, dass Rentnerinnen und Rentner ein einmaliges Wahlrecht 
bekommen, auf die Besteuerung des Eigenmietwerts zu verzichten. Wer sich gegen die 
Besteuerung des Eigenmietwerts entschieden hätte, hätte im Gegenzug keine Schuldzin-
sen, Versicherungsprämien und Verwaltungskosten Dritter mehr in Abzug bringen kön-
nen. Ein Unterhaltskostenabzug in Höhe von jährlich maximal 4000 Franken sowie Auf-
wendungen, die im Zusammenhang mit Massnahmen für Energiesparen, Umweltschutz 
oder Denkmalpflege stehen, hätten weiterhin vom steuerbaren Einkommen abgezogen 
werden können. 

 
Die Initiative wurde mit 52.6% der Stimmen und von 13.5 Ständen (davon fünf Halbkanto-
nen) abgelehnt.   

Obwohl mit den beiden Bauspar-Initiativen vom März und Juni nun die dritte Vorlage zur 
Besteuerung von Wohneigentum vom Volk abgelehnt wurde, wird die Besteuerung des 
Eigenmietwerts ein Dauerthema bleiben. So hat nur zwei Tage nach Ablehnung der 
Volksinitiative „Sicheres Wohnen im Alter“ Marianne Feller-Streiff eine Motion zur Ab-
schaffung der Eigenmietwertbesteuerung (Mo. 12.3778) eingereicht. Auch in anderen 
bürgerlichen Parteien werden entsprechende Vorstösse in Erwägung gezogen (vgl. NZZ 
vom 24.09.2012).  

Insofern lohnt es sich, die Abstimmungsergebnisse vom 23. September 2012 mithilfe sta-
tistischer Methoden genauer zu analysieren, um Antworten auf folgende Fragen zu ge-
ben: Wie lassen sich die unterschiedlichen Zustimmungsraten in den Gemeinden zur Re-
form der Eigenmietwertbesteuerung erklären? Welches sind die Bestimmungsfaktoren der 
Zustimmung über die teilweise Abschaffung der Eigenmietwertbesteuerung?  

Bei der folgenden Analyse ist explizit darauf hinzuweisen, dass es sich um ein statisti-
sches Modell handelt. Modelle versuchen sich jeweils der Realität anzunähern, ohne An-
spruch zu erheben, diese exakt abbilden zu können. Bei der Interpretation von (mit statis-
tischen Gütekriterien untermauerten) Analyseergebnissen ist dieser Einschränkung stets 
Rechnung zu tragen. 

 

2 Erkenntnisse aus der Volkabstimmung vom 23. September: Identifikation der 
Bestimmungsfaktoren mittels statistischer Methoden 

 

Die Zustimmung zur Vorlage „Sicheres Wohnen im Alter“ betrug schweizweit 47.4%. Der 
Ja-Anteil schwankte je nach Bezirk zwischen 25.8% (District de Lausanne) und 62.8% 
(Bezirk Zurzach im Kanton Aargau) (vgl. Abbildung 1).  
 
Noch mehr Variation im Abstimmungsverhalten lässt sich finden, wenn die Ergebnisse auf 
Gemeindeebene analysiert werden. Die unterschiedlichen Abstimmungsergebnisse in den 
Gemeinden ermöglichen mithilfe statistischer Verfahren die Identifikation der Bestim-
mungsfaktoren für die Zustimmung zu dieser Initiative. Zur Ermittlung dieser Einflussfakto-
ren wird ein sogenanntes multiples lineares Regressionsmodell geschätzt,1 in welches 

                                                 
1 Die Erklärung eines potenziellen Bestimmungsfaktors auf das Abstimmungsverhalten ist in einem 
Regressionsmodell wie folgt zu verstehen: Durch das statistische Modell werden alle Einflüsse auf 
die Zustimmung voneinander separiert; man geht also davon aus, dass sich Gemeinden jeweils 
nur in einem bestimmten Merkmal unterscheiden, ansonsten aber absolut identisch sind (soge-
nannte „ceteris paribus“-Annahme). 
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verschiedene potenzielle Bestimmungsfaktoren Eingang finden (für Details zu den ver-
wendeten Variablen vgl. Tabelle 1). 
 
Abbildung 1: Abstimmungsergebnisse auf Bezirksebene 

 
 

Quelle: Bundesamt für Statistik (2012): Abstimmungsstatistik. 
 
 
Das statistische Modell kann rund 80% der Variation in den Abstimmungsergebnissen der 
Gemeinden abbilden.2 Aufgrund der aggregierten Betrachtungsweise können Tendenz-
aussagen gemacht werden, jedoch nicht die Motivation der einzelnen Stimmbürger zu ih-
rem Abstimmungsverhalten analysiert werden. Die wichtigsten Erkenntnisse können wie 
folgt zusammengefasst werden (vgl. Ergebnisse in Tabelle 2): 
 

1. Je höher die Stimmbeteiligung, desto geringer die Zustimmung zur Initiative: 
Eine um 1 Prozentpunkt höhere Stimmbeteiligung führt zu einer um 0.09 Prozent-
punkte niedrigere Zustimmung. Dieses statistisch signifikante Ergebnis deutet dar-
auf hin, dass die Befürworter der Vorlage eher abgestimmt haben als die Gegner, 
bzw. dass die Befürworter der Vorlage „Sicheres Wohnen im Alter“ erfolgreicher 
mobilisieren konnten als die Gegner.   

2. Hohe Immobilienpreise führen zu einer sinkenden Akzeptanz der Vorlage: 
Ein um 100‘000 Franken höheres Preisniveau für Wohneigentum in der betreffen-
den Region geht einher mit einer Verringerung der Zustimmung um 0.6 Prozent-
punkte. Dieses Ergebnis erstaunt insofern, weil anzunehmen wäre, dass hohe 
Immobilienpreise einen hohen Eigenmietwert bedingen und die Zustimmung zur 
Vorlage mit steigendem Preisniveau steigen müsste. Allerdings ist damit zu rech-
nen, dass die wahlweise Abschaffung des Eigenmietwertes für Rentner tendenziell 

                                                 
2 Davon lassen sich rund 50 Prozentpunkte direkt mithilfe der verwendeten Modellvariablen erklä-
ren, der Rest entfällt auf die kantonalen fixen Effekte. 
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zu steigenden Immobilienpreisen führt.3  Diese Aussicht könnte potenzielle Wohn-
eigentumserwerber, welche in Gemeinden mit bereits jetzt wenig erschwinglichem 
Wohnraum wohnen, dazu bewogen haben, eher gegen die Vorlage zu stimmen. 

Sofern die Bevölkerung diesen Aspekt in ihrer Abstimmungsentscheidung berück-
sichtigt hat, ist der gefundene statistisch schwach signifikante Zusammenhang 
demnach plausibel. 

3. Je höher das Medianeinkommen, desto grösser die Zustimmung: Das statisti-
sche Modell ergibt, dass ein um 10‘000 Franken höheres Medianeinkommen in ei-
ner Gemeinde mit einer Zunahme der Zustimmung um 1.2 Prozentpunkte einher-
geht.  Da mit steigendem Einkommen die Steuerbelastung aufgrund der Progres-
sion überproportional steigt, stösst eine Steuersenkungsmassnahme bei den 
wohlhabenden Haushalten eher auf Zustimmung als bei weniger wohlhabenden 
Haushalten.  

4. Je höher der Anteil der SVP-Wähler, desto stärker die Zustimmung zur Initia-
tive: Ein um einen Prozentpunkt höherer Anteil der SVP-Wähler (bei den National-
ratswahlen 2011) führt zu einer um 0.27 Prozentpunkten höheren Zustimmung zur 
Initiative. Dieser Zusammenhang lässt sich damit erklären, dass die SVP die einzi-
ge Partei ist, welche sich im Zuge der Abstimmungsparolen für die Initiative aus-
gesprochen hat.  

5. Die Altersstruktur der Gemeinden hat keinen Einfluss auf die Zustimmungs-
rate: Zwar steigt mit einem höheren Anteil an älteren Personen tendenziell die Zu-
stimmung zur Initiative. Allerdings ist dieser Zusammenhang nicht statistisch signi-
fikant. Dies deutet darauf hin, dass Haushalte über alle Altersklassen hinweg ähn-
lich abgestimmt haben. Dies erstaunt nicht: Zwar hätten nur die Rentnerhaushalte 
mit Wohneigentum von der Vorlage direkt profitieren können. Alle anderen Haus-
halte hätten jedoch zu einem späteren Zeitpunkt (bei Eintritt ins Rentenalter) eben-
falls das einmalige Wahlrecht beanspruchen können. Umgekehrt kommt eine sol-
che Reform für manche Rentnerhaushalte in einer späten Lebensphase, in der 
nicht mehr ausreichend die Konsum/Spar-Entscheidung bzw. die Anlagestrategie 
auf die neue Besteuerungssituation angepasst werden kann. 

6. Die Zustimmung steigt mit einer höheren Wohneigentumsquote: Eine um 1 
Prozentpunkt höhere Wohneigentumsquote in den Gemeinden führt zu einer höhe-
ren Zustimmung zur Vorlage in Höhe von 0.22 Prozentpunkten. Dies würde bedeu-
ten, dass Wohneigentümer eher für die Initiative gestimmt haben als Mieter.  

7. In Gemeinden mit einem hohen Zweitwohnungsanteil ist die Akzeptanz der 
Initiative geringer: Ein um einen Prozentpunkt höherer Zweitwohnungsanteil geht 
einher mit einer um 0.05 Prozentpunkten niedrigeren Zustimmung. Eine mögliche 
Erklärung dafür könnte sein, dass die Bürger von Gemeinden mit einem hohen 
Zweitwohnungsanteil befürchtet haben, die Abstimmungsvorlage könnte den An-
stoss für Bestrebungen zu einer generellen Abschaffung des Eigenmietwerts ge-
ben.  Vor allem Gemeinden mit einem hohen Zweitwohnungsanteil wären bei einer 
generellen Abschaffung des Eigenmietwerts mit Mindereinnahmen bei den direk-
ten Steuern (Steuer auf den Eigenmietwert des Zweitwohnsitzes) konfrontiert.   

8. Der Urbanitätsgrad der Gemeinden und die Sprachregionen erklären teilwei-
se das unterschiedliche Abstimmungsverhalten: In ländlichen Gemeinden ist 
die Zustimmung tiefer als in den übrigen Gemeinden, in der Romandie ist die Zu-

                                                 
3 Die wahlweise Abschaffung des Eigenmietwerts erhöht den Nutzungswert einer Immobilie und 
damit die Zahlungsbereitschaft des Käufers, was sich schliesslich in steigenden Immobilienpreisen 
niederschlägt. 
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stimmung durchschnittlich 3.9 Prozentpunkte höher als in der Deutschschweiz.4 
Die Zustimmungsrate sinkt ausserdem mit steigender Grösse der Gemeinde. 

 

9. Die Abstimmungsergebnisse variieren signifikant zwischen den Kantonen: 
Selbst nach Berücksichtigung der oben diskutierten Einflussfaktoren zur Zustim-
mung variieren die Abstimmungsergebnisse immer noch stark zwischen den Kan-
tonen.  

 

 
3 Schlussfolgerungen 

Die statistische Analyse zeigt, dass die Entscheidungsfindung der Bevölkerung bezüglich 
Eigenmietwert vielschichtig ist und die Zustimmung oder Ablehnung einer Reform ent-
sprechend von vielen Eckwerten abhängt. Aufgrund der diskutierten statistischen Ergeb-
nisse lässt sich tendenziell vermuten, dass die Zustimmung zu einer Reform/Abschaffung 
der Eigenmietwertbesteuerung insbesondere von den folgenden Faktoren abhängen wird: 

1. Vom Mobilisierungsgrad der Befürworter/Gegner einer Reform; 

2. Von der finanziellen Ausgewogenheit der Reformvorlage, in dem Sinne, dass die 
zu erwartenden Auswirkungen der Reform auf die Immobilienpreise moderat sind; 

3. Von der Entwicklung der Wohneigentumsquote: Im letzten Jahrzehnt ist die 
Wohneigentumsquote stetig angestiegen. Ein weiteres Ansteigen des Anteils von 
Wohneigentümern an der Gesamtbevölkerung wird tendenziell den Druck auf eine 
Reform des Eigenmietwerts erhöhen; 

4. Schliesslich zeigen die unterschiedlichen Zustimmungsraten je nach Kanton und 
Urbanitätsgrad der Gemeinden, dass der Bedarf einer Reform des Eigenmietwerts 
stark unterschiedlich angesehen wird. Reformvorhaben, welche den Kantonen 
Handlungsspielraum bei der Umsetzung lassen (z.B. steuerliche Behandlung der 
Zweitwohnungen, Ausgestaltung des Unterhaltskostenabzugs, Ersterwerberabzug, 
etc.), dürften daher tendenziell höhere Erfolgschancen haben als einheitliche Bun-
deslösungen. 

                                                 
4 Dieses Ergebnis mag erstaunen, wenn man die obige Abbildung mit den regionalen Abstim-
mungsergebnissen betrachtet: Gerade die Westschweizer Kantone weisen unterdurchschnittliche 
Zustimmungsraten auf. Es ist jedoch nochmals darauf hinzuweisen, dass die statistische Analyse 
isolierte Effekte wiedergibt (vgl. Fussnote 1). 
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Tabelle 1: Verwendete Daten für das statistische Modell 

Ja‐Anteil  
(jaant) 

Anteil der gültigen Stimmen, welche für die Initiative „Sicheres Wohnen im Alter“ 
gestimmt haben, in %. Verfügbar auf Gemeindeebene  
(Datenquelle: Kantone) 
 

Stimmbeteiligung 
(stimmbet) 

Stimmbeteiligung, in %. Verfügbar auf Gemeindeebene 
(Datenquelle: Kantone) 
 

Immobilienpreise  
(immopreis) 

Medianpreis einer 4‐Zimmer Eigentumswohnung. Verfügbar auf Ebene MS‐
Regionen (Datenquelle: Wüest&Partner, Immo‐Monitoring 2011, Band 2) 
 

Median‐
Reineinkommen  
(median_reink) 
 

Median‐Reineinkommen in Fr., 2008. Verfügbar auf Gemeindeebene  
(Datenquelle: Eidgenössische Steuerverwaltung) 

Anteil der SVP‐Wähler
(svp_anteil) 

Wahlanteil der SVP bei den Nationalratswahlen 2011, in %. Verfügbar auf Ge‐
meindeebene (Datenquelle: Bundesamt für Statistik BFS) 
 

Alterskoeffizient 
 (alterskoef) 

Verhältnis der über 65‐jährigen Schweizer Bevölkerung zu der 18‐64‐jährigen Be‐
völkerung, 2011, in %. Verfügbar auf Gemeindeebene (Datenquelle: BFS) 
 

Wohneigentumsquote
(weq) 

Wohneigentumsquote im Jahr 2000, in %.
Verfügbar auf Gemeindeebene (Datenquelle: BFS) 
 

Anteil der Zweitwoh‐
nungen (ant_zweit) 

Anteil der zeitweise bewohnten Wohnungen am Total der Wohnungen, 2000, in 
%. Verfügbar auf Gemeindeebene (Datenquelle: Bundesamt für Statistik). 
 

Wohnbevölkerung 
(bev_2011) 

Ständige Wohnbevölkerung im Jahr 2011. Verfügbar auf Gemeindeebene (Daten‐
quelle: BFS, Bevölkerungsstatistik). 
 

Urbanitätsvariablen  
(laendlich) 

0/1‐Variable, welche anzeigt, ob die betreffende Gemeinde gemäss Raumgliede‐
rungsstatistik ländlich geprägt ist. Referenzgemeinden (d.h. uncodiert) sind solche 
mit Zentrumsfunktion sowie suburbane, industriell‐tertiär geprägte, touristische 
und reiche Gemeinden (Datenquelle: BFS, Raumgliederungsstatistik) 
 

Französischsprachige 
Region (franz) 

0/1‐Variable, welche anzeigt, ob die betreffende Gemeinde gemäss Raumgliede‐
rungsstatistik französischsprachig ist. Referenzgemeinden sind deutsch‐ und räto‐
romanischsprachige Gemeinden. Fast sämtliche italienischsprachigen Gemeinden 
befinden sich im Kanton Tessin, weshalb für die italienische Sprache keine eigene 
Variable in das statistische Modell aufgenommen wurde.  

 
Kantonsvariablen  
(zh; be; etc.) 

0/1‐Variablen, welche kantonsbezogene,  über alle Gemeinden fixe Effekte (d.h. 
durchschnittliche Abstimmungsverhalten) abbilden.  
Bemerkung: Ohne Appenzell Innerrhoden (aufgrund Dummy‐Variablenfalle ist 
dieser Einflussfaktor im konstanten Effekt subsumiert und kann nicht einzeln aus‐
gewiesen werden). Die jeweiligen Kantonseffekte sind daher wie folgt zu Interpre‐
tieren: Sie zeigen die durchschnittliche kantonale Abweichung der Abstimmungs‐
ergebnisse (in Prozentpunkten) zum Kanton Appenzell Innerrhoden (AI) auf; AI ist 
also in der vorliegenden Analyse der Referenzkanton. 

   
Weitere verwendete Daten: 
Bezirke (bezirk)  0/1‐Bezirksvariable, welche die betreffenden Gemeinden den jeweiligen Bezirken 

zuordnet. Die Bezirksvariable dient dazu, unterschiedliche Variabilität im Abstim‐
mungsverhalten zwischen den Bezirken zu berücksichtigen und damit robuste 
Standardfehler zu gewährleisten (Datenquelle: BFS, Raumgliederungsstatistik). 
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Tabelle 2: Regressionsergebnisse 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 
Bemerkung: Gewichtete lineare Regression (weighted least squares).  

Gewicht ݅ݓ ൌ
ଵ

௩ሺ௧ሻ
, mit  ݎܽݒሺ݆ܽܽ݊ݐሻ ൌ

ேି
ሺିଵሻே

ሺ100ݐ݆݊ܽܽ െ .ሻݐ݆݊ܽܽ 5 

 

 

                                                 
5 Mit ܰ als Anzahl wahlberechtigte Stimmbürger und ݊	als Anzahl abgegebene gültige Stimmen in 
der Gemeinde i (vgl. W.G. Cochran, 1977, Sampling Techniques, third edition. New York u.a.: John 
Wiley & Sons, S. 52). Diese Gewichtung wird sowohl dem unterschiedlichen Stichprobenumfang 
(d.h. der Stimmbeteiligung ݊/ ܰ) als auch der Grössenunterschiede der Gemeinde ሺ ܰሻ und damit 
der Aussagekraft der einzelnen Abstimmungsergebnisse der jeweiligen Gemeinde gerecht. Damit 
sind die Analyseergebnisse schweizweit repräsentativ. 


